Zweite Satzung zur Anderung der Hauptsatzung der Gemeinde BLESEWITZ

Auf der Grundlage des § 5 der Kommunalverfassung fur das Land Mecklenburg-
Vorpommern (KV M-V) in der Fassung der Bekanntmachung vom 16.05.2024 (GVOBI. M-V
2024 S. 351) wird nach Beschluss der Gemeindevertretung der Blesewitz am 12.09.2024
folgende Satzung erlassen:

Zweite Satzung zur Anderung der Hauptsatzung der Gemeinde BLESEWITZ
Artikel 1
Der bestehende § 5 der Hauptsatzung wird wie folgt neu gefasst:
§ 5 Biirgermeisterin oder Blirgermeister / Stellvertreterin oder Stellvertreter

(1) Die Burgermeisterin oder der Burgermeister trifft Entscheidungen unterhalb der
folgenden
Wertgrenzen:
1. Uber Vertrage, die auf einmalige Leistungen von 5.000 Euro gerichtet sind sowie
bei wiederkehrenden Leistungen von 1.000 Euro pro Monat
2. Uber planmaRige Ausgaben von 10 % der betreffenden Haushaltsstelle, jedoch
nicht mehr als 5.000 Euro sowie bei auBerplanmaBigen Ausgaben von 5.000 Euro je
Ausgabenfall
3. bei VerauRerungen oder Belastungen von Grundstiicken von 5.000 Euro, bei
Hingabe von Darlehen die innerhalb eines Haushaltsjahres zuriickgezahlt werden von
10.000 Euro sowie bei Aufnahme von Krediten im Rahmen des Haushaltsplanes von
50.000 Euro
4. bei der Ubernahme von Birgschaften, der Abschuss von Gewahrvertragen, die
Bestellung von Sicherheiten fur Dritte sowie wirtschaftlich gleich zu achtende
Rechtsgeschafte bis zu einer Wertgrenze von 5.000 Euro
5. beim Abschluss von stadtebaulichen Vertragen, insbesondere
ErschlieBungsvertragen und Durchfuhrungsvertragen, die Bestellung sonstiger
Sicherheiten fiir Dritte sowie wirtschaftlich gleich zu achtende Rechtsgeschéfte bis zu
einer Wertgrenze von 5.000 Euro.
(2) Die Gemeindevertretung ist laufend tber die Entscheidungen im Sinne des Absatzes 1
zu unterrichten.
(3) Verpflichtungserklarungen der Gemeinde i. S. d. § 39 Abs. 3a der Kommunalverfassung
M-V bis zu einer Wertgrenze von 5.000 Euro bzw. bei wiederkehrenden Verpflichtungen von
1.000 Euro pro Monat benétigen nicht die im Gesetz vorgeschriebenen Formvorschriften.
(4) Verpflichtungserklarungen im Zuge der Auftragsvergabe, Uber welche zuvor ein
Beschluss der Gemeindevertretung gefasst wurde, werden bis zur Wertgrenze von 500.000
€ ebenfalls vom Formerfordernis i. S. des § 39 Abs. 3a Kommunalverfassung M-V befreit.
(5) Die Burgermeisterin oder der Birgermeister entscheidet Uber die Annahme oder
Vermittlung von Spenden, Schenkungen oder dhnlichen Zuwendung bis 99,99 Euro.
(6) Die Burgermeisterin oder der Blurgermeister ist zusténdig, wenn das Vorkaufsrecht der
Gemeinde (§ 24 ff. BauGB) nicht ausgelbt werden soll. Sofern von dem Vorkaufsrecht
Gebrauch gemacht werden soll, obliegt die Entscheidung der Gemeindevertretung.



Artikel 2
Der bestehende § 6 Absatz 1 und 2 der Hauptsatzung wird wie folgt neu gefasst:
§ 6 Entschéddigungen

(1) Der Burgermeister oder die Burgermeisterin  erhdlt eine  monatliche
Aufwandsentschadigung von 840 Euro. Im Krankheitsfall wird diese Entschadigung 6
Wochen weitergezahlt. Eine Weiterzahlung erfolgt auch bei urlaubsbedingter Abwesenheit,
soweit diese zu vertretende Zeiten nicht Gber drei Monate hinaus gehen.

(2) Der oder die erste stellvertretende Person des ehrenamtlichen Blrgermeisters erhalt
monatlich 168 Euro, die zweite stellvertretende Person monatlich 84 Euro. Solite bei
Verhinderung des Blrgermeisters oder der Burgermeisterin ein konkretes Dienstgeschaft
vorgenommen werden, erhalten diese Personen fur die Stellvertretung ein DreiRigstel der
Burgermeisterentschadigung nach Abs. 1, wenn es sich nicht um eine Sitzung handelt.

Nach drei Monaten Vertretung erhalt die stellvertretende Person die volle
Aufwandsentschéadigung nach Absatz 1. Damit entfallen Aufwandsentschadigungen flr die
Stellvertretung und das Sitzungsgeld. Amtiert eine stellvertretende Person, weil die gewéahlte
Burgermeisterin oder der gewahlte Burgermeister ausgeschieden ist, steht ihr oder ihm die
Aufwandsentschadigung nach Absatz 1 zu.

(3) Die Mitglieder der Gemeindevertretung (GV), die keine funktionsbezogene
Aufwandsentschadigung nach den Absatzten 1, 2 oder 5 bekommen, erhalten einen
monatlichen Sockelbetrag von 10,00 €.

Alle Mitglieder der Gemeindevertretung erhalten fur Sitzungen der GV, ihrer Ausschusse und
der Fraktionen ein Sitzungsgeld von 40,00 €. Gleiches gilt fur sachkundige Burger fur ihre
Teilnahme an Sitzungen des Ausschusses, in den sie gewahit wurden.
Ausschussvorsitzende erhalten fir jede von ihnen geleitete Ausschusssitzung 60,00 €, wenn
keine funktionsbezogene Aufwandsentschadigung nach den Abséatzten 1, 2 oder 5
bekommen.

(4) Pro Tag darf nur ein Sitzungsgeld gewahrt werden.

(5) Die Vorsitzenden der Fraktionen erhalten eine funktionsbezogene
Aufwandsentschadigung von 60,00 €.

Artikel 3

Die 2. Satzung zur Anderung der Hauptsatzung tritt zum 01.10.2024 in Kraft.

21, SEP. 2004

Blesewitz,

F. Zibell
Blrgermeister

Amt Anklam-Land

Offentliche Bekanntmachung
Datum: 24.09.2024

Unterschrift: 7%/249%
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Öffentlichung


Die vorstehende Anderungssatzung der Gemeinde Blesewitz wird entsprechend
Hauptsatzung § 7 hiermit 6ffentlich bekannt gemacht.



